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Amtsgecicht  Bottrop

ffiM NAMEN  DES VOLKES

Urteil

In dem  Verfahren

betreffend  die Wohnungseigentümergemeinschaft

Bottrop,

an dem  beteiligt  sind:

1.  Frau

2. Herr  -

ProzessbevoIImächtigter: Rechtsanwalt  Dohrmann,

89, 46236  Bottrop,

Kläger,

Essener  Straße

gegen

die Wohnungseigentümergemeinschaff
Bottrop,

Beklagte,

ProzessbevoIlrnächtigter: Rechtsanwalt



hat die 20. -7ivi1abtei1cing dss Amtsgerichts  Bottrop

auf  die mündliche  Verhandlung  vom  16.09.2022

durCFl den R!C)lter  arn Arn'f.sger!Cbt  Rohlfing

für Recht  er!<annt:

Dia Baschlüsse  der EigentCimerversamrnlbing  siom 25.03.2022  betreffend

die V'i/ohnungseigan(ümergemeinschaft
 ' in Bo'ttrop

zu  TOP  'l (Vorgarten),  TOP  2 (Fahrradständer)  cind TOP  3
((3eräteschcippen)  werden  für ungültig  erklärt.

Die  Bek)agte  trägt  die Kosten  des Rechtss(reits.

Das Urteil ist vorläufig  volfüfüci<bar'.  Die Bek)agte  darf  die Voilstreckung

durch  Sicherheitsleistung  i.H.v. 1")O % des ZL! vollstreckenden  Betragas

abvvenden,  lA/enn nicht zuvor die  Kläger  Sicherheit  in gieicher  Höhe
leisten.

Ta'tbestarhd:

Die  Kläger  sind  Mitglieder  der  beklagten  Wohnungseigentümergemeinschaft

7 in Bottrop.  Die Gemeinschaff  besteht  aus drei Einheiten,  eine
Vervvai'tung  ist nicht  bestellt.  Am  25.03.2022  fand  eine Eigentümerversammlung  statt,
deren  Ergebnisse  in der nicht  näher  datierten  Niederschri'ft  BI. 7f d.A. festgeha)ten
sind. Die Ein!adung  zu der  Versamrnlung  erfolgte  mi't Schreiben  vom 10.03.2022  (BI.
5 d.A.)  durch  die Eigentümerin,  Yi a' .i. Au'f der Versammlung  vvcirden
drei Beschlüsse  gefassi  Unter  TOP I wurde  beschlossen,  den aktuellen  Zustand
des Vorgadens  zu belassen  und von einem  Rückbau  abzusehen.  Unter  TOP  2 bzw.
TOP  3 wurden  der  Aufbau  eines  Fahrradständers  im  Vorgaden  sowie  ein
Geräteschuppen  im Gaden  nachträglich  genehmigt.

Mit diesen  E3esch1üssen sind die Kläger  nicht  einverstanden.  Sie monieren  sowohl
forrnells  als acich inhaltliche  Mängel.  Die Thj]iteigerfü:imerin  Y i  sei weder
\/enyl/alter!n  nOCfl Be!rafsm!tgl!ed,  SOdaSS Cl!e E!nberufung  Zur-V-e-rs-amml'un-g--d-ü-rc?-i -

eine  «inzuständige  Person  erfolgt  sei. Zudem  sei die einzuhaltende  Ladungs'frist  nicht
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beachtet  worden.  Inhaltlich  genügten  weder  die in der Einhaltung  aufgeführten
Tagesordnungspunkte  noch die Beschlüsse  selber  den Anforderungen  hinreichender
Bestimmtheit.

Die K)äger  beantragen,

die Beschlüsse  der EigentümerversammIung  vom 25.03.2022  betreffend
die Wohnungseigentümergemeinschaft  Gladbecker  Straße 127 in Bottrop
zu  TOP  1 (Vorgarten),  TOP  2 (Fahrradständer)  und  TOP 3
(Geräteschuppen)  für ungültig  zu erklären.

Die Beklagte  beantragt,

die Klage  abzuweisen.

Sie  tritt dem  Vorbringen  der  Kläger  entgegen  und  meint, die angefochtenen

Beschlüsse  seien  inhaltlich  nicht zu  beanstanden.  Das  Einberufungsverlangen

müsse  von mehr  als einem  Viertel  der Wohnungseigentümer  gestellt  werden.  Die

Eigenfümer  Y i  und  T hätten  eine  Eigentümerversammlung

durchführen  wollen.

Zur  Ergänzung  des  Sach- und  Streitstandes  auf die zu  den Akten gereichten

Schriffsätze  Bezug  genommen.

Entsche:dungsgründe:

Die gemäß  §§ 43 Abs. 2 Nr. 4, 44 Abs. 1 S. 1 WEG  zulässige  Anfechtungsklage  ist

begründet.  Die  angefochtenen  Beschlüsse  entsprechen  nicht ordnungsgemäßer

Verwaltung.  Es kann offenbleiben,  ob sie inhaltlich  den rechtlichen  Anforderungen

entsprechen.  Sie waren  bereits  deshalb  für ungültig  zu erklären,  weil sie-bereits  in

formeller  Hinsicht  nicht ordnungsgemäß  zustande  gekommen  sind.  Denn  die

Einladung  zur Versammlung  erfolgte  durch  eine  nicht zuständige  Person.  Die

Eigentümerin  Y " J ist unstreitig  weder  Verwalterin  noch Beiratsmitglied.

Auch ist sie nicht durch  Beschluss  oder  durch  gerichtliche  Entscheidung  ermächtigt



worden,  eine  Versammlung  einzctban.tfen.  Das schadet.  Denn  gemäß  § 2z1 Abs.  2 S.
1, Abs.  3 WEG  darf  eine  Versarnmlung  nur  durch  die Gemeinschaff  selber  (handeln«l
durch  den  Veriivalter  als zuständiges  Organ)  oder  in Ermangelung  eines  Vervsial'ters
durch  den  Vei'waltungsbeirat  odar  einen  hierz«i  ausdrücklich  ermächtigteri
EigentCimer  einberufen  werden.  Die Verletzung  disser  gesetzlichen  \/orgaben  füihrl:
zur  Anfechtbarksit  aller  acif deia \/ersan"imlbing  gefassten  Besc)-ili'isse  (vgl  nur
Hügel/Elzer,  Wohnungseigentumsgesa'tz,  § 24  Rn.  82  mi'i. cimfangreichen

Nachweisen).

Der  Ladungsmangel  is't auch  nich't  durct"i  rügelose  \/ersammIungsteilnahme

särntlicher  Eigentün'ier  gehei)t.  Denn  ausvveislich  der Thliederschrift  waren  die Kläger
in der  Versammlung  nicht  anvvesend  Von  einer  stillsch'tieigenden  Genehmigurig  der
fehlerhanen  Einberufung  kann  daher  keine  Rede  sein.

Die Thisbenentscheiclui"'igen  folgeü  aus  §§ 91, 708  'i-lr. 11, 711 ZPO.

Der  Streitwert  srsiird ai-ii'5.000,00  EUR  festgesetzt.

Rech'tsbehe!fsbe!ehiung:

Gegen  dieses  Urteil  ist das  Rechtsmittel  der  Berufung  für  jeden  zulässig,  der  durch
dieses  Urteil  in seinen  Rechten  benachteiligt  ist,

1. wenn  derWert  des  Beschwerdegegenstandes  600,00  EUR  übersteigt  oder

2. wenn  die Berufung  in dem  Urteil  durch  das  Amtsgericht  zugelassen  viorden  ist.

Die  Barufung  muss  :nrr'r:f%a]h  einer  No'tf;rist  von  e:nem  Morat  nach  Zuste][ung
dieses  Urteils  schrifflich  bei dem  Landgericht  Dortmund,  Kaiserstraße  34, 44135
Dortmund,  eingegangen  sein.  Die  Berufungsschri'ft  muss  die Bezeichnung  des
Urteils,  gegen  das  die  Berufung  gerichtet  wird,  sowie  die Erklärung,  dass  gegen
dieses  Urteil  Beru'iuüg  eingelegt  werde,  en'thalten.

Die  Berufcing  ist, so'fem  nicht  bereits  in der  Berufungsschrifi  erfolgt,  binnen  zwei
Monaten  nach  Zustellcing  dieses  Urteiis  schriftlich  gegenüber  dem  Landgericht
Dortrnund  zu begründen.

Die Parteien  müssen  sich  vor  dem  Landgericht  Dortrnund  öurch  einen  Rechtsanvvalt
vertreten  lassen,  insbesondere  müssen  die Berufungs-  und die
Berufcingsbegründungsschrifi  von  einam  solchen  unterzeichnet  sein.

i'i/lit der  Berufungsschrm  soll  eine  Ausfertigung  oder  beglacibigte  Abscmift  des
angefochtenen  Urteils  vorgelegt  werden.



Rohlfing

Beglaubigt

Urkundsbeamter/in  der  Geschäftsstelle

Amtsgericht  Bottrop


